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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Afin de faire face à une catastrophe nucléaire, la Confédération distribue, de manière
préventive, des comprimés d'iodures de potassium à la population résidente autour
des centrales nucléaires. De leur côté, les cantons ont la charge de stocker des
comprimés d'iodures de potassium supplémentaires afin de les distribuer à l'ensemble
de la population suisse le cas échéant. À la suite de l'accident de Fukushima, le rayon
autour des centrales nucléaires a été élargi de 20 à 50 km afin de répondre au nouveau
scénario de référence établi. 
Malgré ces mesures, la députée genevoise Isabelle Pasquier-Eichenberger (vert-e-s, GE)
a déposé une motion pour élargir la distribution préventive de comprimés d'iodures
de potassium à l'ensemble de la population suisse. D'après elle, le scénario de
distribution à la population dans les douze heures qui suivent l'accident radioactif n'est
ni réaliste, ni responsable du point de vue de la santé de la population. Elle rappelle,
d'un côté, que le confinement imposé dès l'accident radioactif interdirait les
déplacements de la population, et, d'un autre côté, que l'armée n'a pas les capacités
d'assurer cette distribution dans le délai imparti.
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que les cantons avaient validé la
remise dans les douze heures lors de la procédure de consultation et que les coûts
pour une distribution préventive seraient disproportionnés. 
La motion a été rejetée par le Conseil national par 106 voix contre 77 et 3 abstentions.
Le camp rose-vert n'a été rejoint que par le groupe Vert'libéral. 1

MOTION
DATUM: 01.03.2023
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp,
GE) im Juni 2022, dass in der Werbung für Motorfahrzeuge jeweils auch auf eine
alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht wird. Als Alternativen schlug die grüne
Nationalrätin den Langsamverkehr, Fahrgemeinschaften oder den öffentlichen Verkehr
vor. Begründet wurde die Initiative nicht nur mit klimapolitischen Überlegungen,
sondern auch mit Hinweisen auf die Lärmbelastung und die Luftverschmutzung, welche
durch den motorisierten Verkehr entstehen, sowie auf die Vorteile des gesünderen
Lebensstils, der mit dem Langsamverkehr einhergehe. 
Die KVF-NR befasste sich Mitte Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die Kommission
beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Für die
Kommissionsmehrheit stellten Eingriffe in die Werbefreiheit in diesem Bereich kein
zielführendes Mittel und keine staatliche Aufgabe dar. Eine Minderheit hingegen sah in
der Initiative eine Chance, das Kauf- und Konsumverhalten im Bereich der Mobilität
positiv zu beeinflussen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Post und Telekommunikation

In der Herbstsession 2023 sprach sich der Nationalrat für eine abgeänderte Motion der
FDP.Liberalen-Fraktion aus. Der Ständerat hatte zuvor als Zweitrat einem
Änderungsantrag der KVF-SR zugestimmt. Somit forderte die Motion weiterhin den
raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes, ohne jedoch die bestehenden vorsorglichen
NISV-Anlagegrenzwerte zu erhöhen. 
Die vorberatende KVF-NR hatte sich mit 19 zu 4 Stimmen für die Annahme der
abgeänderten Motion ausgesprochen. Marco Romano (mitte, TI) und Christian
Wasserfallen (fdp, BE) merkten als Kommissionssprecher an, dass der schnelle Ausbau
der 5G-Infrastruktur für verschiedenste Lebensbereiche wie Medizin, öffentlicher
Verkehr oder Wirtschaft unerlässlich sei. Unter Verweis auf aktuelle Berichte ergänzte
Wasserfallen, dass die Strahlenbelastung mit neuen Technologien wie 5G bei
zunehmender Leistung abnehme. Zudem läge sogar der erhöhte NISV-Anlagegrenzwert
unter dem empfohlenen Maximalwert der WHO, was den Zusatz der gleichbleibenden
Grenzwerte aus physikalischer Sicht überflüssig mache. Um die Motion mehrheitsfähig
zu halten, könne aber von einer Erhöhung der Grenzwerte abgesehen werden. 
Eine Minderheit der KVF-NR sprach sich gegen die Motion aus. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (grüne, GE) führte in deren Namen aus, dass das Mobilfunknetz bereits
ausreichend ausgebaut sei, die Gesundheit der Bevölkerung bei einer Anhebung des
Grenzwerts nicht mit genügend Sicherheit gewährleistet werden könne und generell die
Nutzung des Festnetzes vorzuziehen sei. 
Bundesrat Albert Rösti, der noch immer für Annahme der Motion plädierte, erläuterte,
dass die Motion zu einer Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung führen
würde und nicht zu einer konkreten Gesetzesänderung. 
In der Folge nahm der Nationalrat die Motion mit 121 zu 43 Stimmen bei 11 Enthaltungen
an. Ablehnende Stimmen fanden sich bei den Grünen, welche sich geschlossen gegen
die Motion aussprachen, sowie bei der SP- und der SVP-Fraktion. Der Bundesrat wird
sich somit an die Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung machen. 4

MOTION
DATUM: 21.09.2023
LENA BALTISSER

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) forderte mittels einer im Juni 2021
eingereichten parlamentarischen Initiative, im UWG ein Verbot des sogenannten
Greenwashing zu verankern. Es gehe nicht an, dass Unternehmen oder Dienstleistende
in ihren Werbebotschaften die Kundschaft hinsichtlich der klimatischen Auswirkungen
oder hinsichtlich der Umweltbelastung von Produkten unbehelligt täuschen dürfen. Die
RK-NR diskutierte die Initiative im Februar 2022. Die Kommissionsmehrheit entschied,
der Initiative keine Folge zu geben. Sie sah keinen akuten Handlungsbedarf, da
insbesondere das LwG und das LMG bereits über hinreichende Bestimmungen zum
Täuschungsschutz verfügten. Die Kommissionsmehrheit erachtete auch die Umsetzung
des Anliegens als schwierig, «da die Abklärung der Frage, ob ein konkretes Produkt als
klimaneutral beziehungsweise umweltfreundlich angepriesen werden dürfte, jeweils mit
grossem administrativem Aufwand verbunden wäre». Eine Kommissionsminderheit
hingegen sprach sich für Folgegeben aus; erst ein Verbot von Greenwashing werde es
den Konsumentinnen und Konsumenten erlauben, ihre Kaufentscheide auf Basis von
zuverlässigen Informationen zu treffen, argumentierten sie. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2022 behandelte der Nationalrat das von Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) geforderte Verbot des sogenannten Greenwashing. Die Initiantin
kritisierte, dass Greenwashing («écoblanchiment») dazu führe, dass sich
Konsumentinnen und Konsumenten für Produkte oder Dienstleistungen entschieden,
die in Wahrheit nicht nachhaltig seien. Dies habe zur Konsequenz, dass der notwendige
ökologische Wandel gebremst werde. Zudem führe Greenwashing auch zu einer
Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten von Marken und Firmen, welche tatsächlich den
ökologischen Fussabdruck ihrer Produkte verringern. Florence Brenzikofer (gp, BL)
ergänzte für die Kommissionsminderheit, die sich für die Initiative einsetzte, dass eine
kürzlich in der EU durchgeführte Studie zum Schluss gekommen sei, dass rund zwei
Drittel der Konsumentinnen und Konsumenten kaum in der Lage seien, «falsche
Aussagen über die Klimaeigenschaften gewisser Produkte von Fakten zu
unterscheiden». Brenzikofer wies auch darauf hin, dass die Schweiz insbesondere im
Finanzbereich noch Aufholbedarf aufweise; es sei für die Kundinnen und Kunden sehr
schwierig herauszufinden, ob ein als nachhaltig angepriesener Fonds auch tatsächlich

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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klimafreundlich sei. Die Mehrheit der RK-NR, welche der Initiative keine Folge geben
wollte, sei der Meinung, dass die geltende Gesetzgebung für die Ahndung von
Greenwashing genüge, betonte Patricia von Falkenstein (ldp, BS). Zudem habe die
Verwaltung darauf hingewiesen, dass das Thema Greenwashing eher im USG als im UWG
behandelt werden solle. Die geforderte Ergänzung sei schliesslich kaum mit dem
strafrechtlichen Legalitätsprinzip in Einklang zu bringen, da die Ergänzung nicht
genügend präzise formuliert sei. Konkret sei das Kriterium «Verschleierung von
Auswirkungen auf das Klima» kaum messbar und ein Verstoss gegen dieses könne daher
nicht sanktioniert werden, fasste von Falkenstein die Anmerkungen der
Bundesverwaltung zusammen. Die Mehrheit der grossen Kammer schloss sich diesem
Votum an und entschied mit 141 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine
Folge zu geben. Die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen sowie 3
Mitglieder der Mitte-Fraktion unterlagen somit. 6

1) BO CN, 2023, p.128 s.
2) Medienmitteilung KVF-NR vom 18.10.22
3) AB NR, 2023, S. 530 ff.
4) AB NR, 2023, S. 1849ff.; Medienmitteilung KVF-NR vom 5.9.23
5) Bericht der RK-NR vom 3.2.22; Medienmitteilung der RK-NR vom 3.2.22
6) AB NR, 2022, S. 1244 ff.
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